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Mitteilungspflichten des Standesamtes nach Entgegennahme einer Namenserklärung ohne deutschen Registereintrag
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Das Kapitel für den Umgang mit Erklärungen ohne deutschen Registereintrag muss überarbeitet werden. Außerdem fehlen Mitteilungen zur Mitteilungspflicht an Geburtenregister bzw. Register der vorherigen Ehe der Ehegatten, wenn das Standesamt durch eine Erklärung zum Ehenamen von der Ehe im Ausland erfährt. Auch Mitteilungen an die Meldebehörden wurden für diese Fälle nicht festgelegt.
Lösung
· Für die Mitteilungen an das Geburtenregister der Ehegatten, die Einträge der Vorehe und die Einträge der vorherigen Lebenspartnerschaft können die Mitteilungen, die aus einem deutschen Eheeintrag versendet werden, wiederverwendet werden (Nachrichten 012010, 012030, 012031).
· Für die Mitteilungen an die Meldebehörden wurde der CR 36/2022 aufgenommen, der im nächsten Jahr unter Beteiligung von Vertretern der Meldebehörden abgearbeitet werden soll.
· [bookmark: _GoBack]Für die Überarbeitung des Kapitels wurde ein erster Vorschlag sowie der CR 35/2022 aufgenommen, der im nächsten Jahr bearbeitet werden soll.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Die Aspekte der Überarbeitung des Abschnitts 3.9, die in den bisherigen CRs 44/2019 und 39/2019 noch offen waren, werden in diesem CR aufgegriffen und in diesem Rahmen weiterbearbeitet. Die Bestätigung der Arbeit an diesem CR ist also das Verwerfen der CRs 44/2019 und 39/2019.
Nach § 62 (1) PStV hat das Standesamt Mitteilungspflichten, wenn es eine Namenserklärung zu einem Personenstandsfall, der nicht im Inland beurkundet wurde, entgegennimmt oder einen Hinweis auf einen im Ausland beurkundeten Personenstandsfall einträgt.
Diese Mitteilungen sind ähnlich, aber nicht identisch, zu den Mitteilungen aufgrund der ansonsten vorgenommenen Folgebeurkundungen. Daher sind sie in einem eigenen Abschnitt der Spezifikation (Abschnitt 3.9) aufgeführt.
Mit diesem Abschnitt gibt es einige Probleme:
· Die Mitteilungen sind nicht produktiv
· Der Abschnitt ist teilweise fehlerhaft (z.B. falsche Elementnamen)
· Es erschließt sich nicht, in welchem Fall welche Mitteilungen verschickt werden
· Es gibt keine Mitteilungen, um den Mitteilungspflichten nach Hinweiseintragungen nachzukommen
Aus dem Standesamt Braunschweig wurden ca. 150 Fälle pro Jahr gemeldet, in denen diesen Mitteilungspflichten konventionell nachgekommen werden musste. Angesichts solcher Fallzahlen sollten diese Probleme in Angriff genommen werden.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Mitteilungen nach einer Hinweiseintragung sollten geschaffen werden, und der Abschnitt 3.9 sollte korrigiert werden. Außerdem sollte die Spezifikation um einen neuen Abschnitt ergänzt werden, der klarstellt in welchem Fall welche Mitteilung verschickt werden.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitung durch: KoSIT (Conrad)	2020-01-09
Diese Übersicht wurde aus dem alten Änderungsantrag (CR 14/2019) übernommen.
Betroffene Nachrichten:
	Nachricht
	Auslöser
	betroffener Eintrag

	016010
	Familienrechtliche Erklärungen zum Geburtsnamen mit Auswirkungen auf das Geburtsregister der Eltern
	Elternteil des Erklärenden

	016020 / 016030
	Familienrechtliche Erklärungen zum Geburtsnamen mit Auswirkungen auf Ehe- oder Lebenspartnerschaftsregister
	Ehe/LP des Erklärenden

	
	Familienrechtliche Erklärungen zum Geburtsnamen mit Auswirkungen auf das Geburtsregister des Kindes
	

	016040
	Mitteilung über die Namensänderung eines unverheirateten Elternteils zum Geburtseintrag eines Kindes
	Kind des Erklärenden

	016050 / 016070 
	Mitteilung über die Namensänderung der Ehegatten / Lebenspartner (Erklärung zum Ehe-/LP-namen) zum Geburtseintrag eines gemeinsamen Kindes
	Gemeinsames Kind der Erklärenden

	016060 / 016080
	Mitteilung über die Namensänderung eines Ehegatten / Lebenspartner zum Geburtseintrag eines Kindes
	Kind des Erklärenden

	016090
	Ehenamensbestimmung mit Anschlusserklärung eines gemeinsamen Kindes
	Gemeinsames Kind der Erklärenden


Betroffene Beurkundungsanlässe:
	Rechtsgrundlage
	Anlass

	§ 41 (1) Nr. 1 PStG
	Bestimmung eines Ehenamen nach der Eheschließung

	§ 41 (1) Nr. 2 PStG
	Vor- oder Nachstellen des Geburtsnamens und Widerruf

	§ 41 (1) Nr. 3 PStG
	Wiederannahme des Geburtsnamens

	§ 41 (1) Nr. 4 PStG
	Wahl nach Art 10 Abs. 2 Satz 1 und 2 EGBGB (Recht der Namensführung) nach der Eheschließung

	§ 42 (1) Nr. 1 PStG
	Bestimmung eines PL-namen nach der Begründung

	§ 42 (1) Nr. 2 PStG
	Vor- oder Nachstellen des Geburtsnamens und Widerruf

	§ 42 (1) Nr. 3 PStG
	Wiederannahme des Geburtsnamens

	§ 42 (1) Nr. 4 PStG
	Wahl nach Art 10 Abs. 2 Satz 1 und 2 EGBGB (Recht der Namensführung) nach der Begründung

	§ 43 PStG
	Erklärungen zur Namensangleichung

	§ 44 PStG
	Erklärungen zur Anerkennung der Vaterschaft und der Mutterschaft

	§ 45 (1) Nr. 1 PStG
	Bestimmung des Geburtsnamens eines Kindes durch die Eltern

	§ 45 (1) Nr. 2 PStG
	Anschlusserklärung des Kindes zur Bestimmung des Geburtsnamens

	§ 45 (1) Nr. 3 PStG
	Änderung des Geburtsnamen nach Feststellung der Nicht-Vaterschaft (Antrag durch das Kind)

	§ 45 (1) Nr. 4 PStG
	Änderung des Geburtsnamen nach Feststellung der Nicht-Vaterschaft (Antrag durch „einen Mann“)

	§ 45 (1) Nr. 5 PStG
	Anschlusserklärung eines Kindes zur Änderung des Familiennamens der Eltern oder eines Elternteils

	§ 45 (1) Nr. 6 PStG
	Erteilung des Ehe-/LP-namens an ein nicht gemeinsames Kind

	§ 45 (1) Nr. 7 PStG
	Erteilung des Namens des anderen Elternteils durch ein Elternteil mit alleiniger Sorge

	§ 45a PStG
	Vornamenssortierung

	§ 45b PStG
	Erklärung zur Geschlechtsangabe und Vornamensführung bei Personen mit Varianten der Geschlechtsentwicklung


Bearbeitung durch: KoSIT (Hahn)	2020-03-23
Dieser Eintrag wurde aus dem alten CR 39/2019 übernommen.
Die Methodik zur Benennung von Elementnamen im Rest der Spezifikation ist, dass die Elementnamen aus Sendersicht benannt werden. Die Umbenennung des Elements nameEhegatte1/2 in nameElternteil1/2 in der Nachricht 016090 war also nachträglich betrachtet ein Fehler, da die Nachricht von einem Eheregister versandt wird. Jedoch scheint es geboten, im Kapitel 3.9, in dem es um Mitteilungen von Standesämtern geht, die für die Entgegennahme von namensrechtlichen Erklärungen verpflichtet sind, da es keinen Registereintrag gibt, diese Konvention umzudrehen. In diesem Kapitel sollten die Elemente also nach Empfängersicht benannt werden.
Folgende Tabelle gibt das Ergebnis der Prüfung wieder. Wo eine Umbenennung nötig ist, ist der neue Name fett und in Klammern angegeben:
	Nachrichtennummer
	Empfänger
	Elementnamen

	016010
	Geburtseintrag
	vornamenKind, geburtsnameKind
(unklar!)

	016020
	Eheregistereintrag
	geaenderterNameKind (geaenderterNameEhegatte)

	016030
	Lebenspartnerschaftseintrag
	geaenderterNameKind (geaenderterNameLebenspartner)

	016040
	Geburtseintrag
	anschriftDesKindes

	016050
	Geburtseintrag
	nameEhegatte1/2 (nameElternteil1/2)

	016060
	Geburtseintrag
	anschriftDesKindes

	016070
	Geburtseintrag
	nameLebenspartner1/2 (nameElternteil1/2)

	016080
	Geburtseintrag
	anschriftDesKindes

	016090
	Geburtseintrag
	nameElternteil1/2, anschriftDesKindes


Bearbeitung durch: KoSIT (Hahn)	2020-04-07
Diese Übersicht wurde aus dem alten Änderungsantrag (CR 14/2019) übernommen.
Die folgende Tabelle listet die Anlässe, die zu Mitteilungspflichten führen auf. Mitteilungspflichten an ein Eheregister werden mit einem vorangestellten E, an ein LPregister mit einem vorangestellten LP, an ein Geburtenregister mit G, an das Geburtenregister eines Kindes mit GEK, an das Geburtenregister eines gemeinsamen Kindes mit GGK gekennzeichnet. Nachrichten die ohne Änderungen verwendet werden können sind grün codiert, Nachrichten die mit leichten Änderungen verwendet werden können sind rot codiert.
	Rechtsgrundlage
	Anlass
	Ohne inländ. Reg.eintr.
	Mit inländ. Reg.eintr.

	§ 41 (1) Nr. 1 - 4 PStG
	Erklärungen zur Namensführung im Eheregister
	
GGK-016050,
GEK-016060
	G-012055,
GGK-012050,
GEK-012060

	§ 42 (1) Nr. 1 - 4 PStG
	Erklärungen zur Namensführung im LPregister
	
GGK-016070,
GEK-016080
	G-013055,
GGK-013050, 
GEK-013060

	§ 43 PStG
	Erklärungen zur Namensangleichung
	GGK-016050,
GEK-016060, 
GGK-016070, 
GEK-016080
	GGK-012050,
GEK-012060, 
GGK-013050, 
GEK-013060

	§ 44 PStG
	Erklärungen zur Anerkennung der Vaterschaft und der Mutterschaft
	In der Spezifikation nicht behandelt
	In der Spezifikation nicht behandelt

	§ 45 (1) Nr. 1 - 7 PStG
	Erklärungen zur Namensführung im Geburtenregister
	E-016020,
LP-016030,
GEK-016040
	E-011040,
LP-011041,
GEK-011030

	§ 45a PStG
	Vornamenssortierung
	E-016020,
LP-016030,
GEK-016040, 
GGK-016050,
GEK-016060, 
GGK-016070, 
GEK-016080
	E-011040,
LP-011041,
GEK-011030, 
GGK-012050, 
GEK-012060, 
GGK-013050, 
GEK-013060

	§ 45b PStG
	Erklärung zur Geschlechtsangabe und Vornamensführung bei Personen mit Varianten der Geschlechtsentwicklung
	E-016020,
LP-016030,
GEK-016040, 
GGK-016050,
GEK-016060, 
GGK-016070, 
GEK-016080
	E-011040,
LP-011041,
GEK-011030, 
GGK-012050, 
GEK-012060, 
GGK-013050, 
GEK-013060


Bearbeitung durch: KoSIT (Hahn) & Fr. Pohlai	2020-11-23
Dieser Eintrag wurde aus dem alten Änderungsantrag (CR 14/2019) übernommen.
Das Gespräch mit Frau Pohlai ergab folgende Ergebnisse:
· Der Bedarf an den Nachrichten nach einer Namenserklärung/Hinweiseintragung ohne deutschen Registereintrag wurde erneut bestätigt. Frau Pohlai gab als Schätzung 150 Fälle im Standesamt Braunschweig an und hob wiederum das Fehlerpotential hervor.
· Es gibt auch Mitteilungspflichten nach § 58 (1) PStV, wenn z.B. in einem Geburtenregister ein Hinweis auf eine Eheschließung im Ausland eingetragen wird. Diese Mitteilungspflichten wurden bisher nicht bedacht, Frau Pohlai erstellt hier eine Übersicht über entsprechende Mitteilungspflichten.
· In der Nachricht 032020 sollte auf Eheschließungsort und –datum hingewiesen werden, wie in der Nachricht 025020. Wird die Nachricht aufgrund einer Erklärung zur Namensführung ohne deutschen Eheeintrag erstellt, ist dies nämlich der u.U. erste Hinweis für die Meldebehörde auf einen ausländischen Registereintrag.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-01-04
In diesem Bearbeitungsschritt werden der bisherige Arbeitsstand sowie die geplante weitere Bearbeitung zum Thema überblicksartig dargelegt, um dem Mitgliedern des Änderungsbeirats eine Vorbereitung zu ermöglichen.
Bisheriger Arbeitsstand
· Das EG bestätigt, dass eigene Mitteilungen für diese Mitteilungspflichten benötigt werden.
· Das EG spricht sich für einen zusätzlichen Abschnitt aus, in dem dargelegt wird, in welchem Fall welche Mitteilung versendet wird.
· Ein Entwurf für diesen Abschnitt wurde erstellt.
· Das Thema wurde aufgrund der eingeschränkten Kapazitäten aufgrund der Corona-Pandemie aus der Arbeitsplanung für 2020 entfernt.
· Das Standesamt Braunschweig wies auf die Fallzahlen sowie die fehlenden Mitteilungen bei einer Hinweiseintragung hin.
Geplante weitere Bearbeitung
· Finalisierung des Entwurfes zum Abschnitt, in welchem Fall welche Mitteilung verschickt wird.
· Erstellen von Mitteilungen nach einer Hinweiseintragung auf einen im Ausland beurkundeten Personenstandsfall.
· Redaktionelle Überarbeitung des Abschnittes 3.9.
Für diese Arbeitsschritte hat das Standesamt Braunschweig Mitarbeit im Expertengremium angeboten.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-05-25
Die Einschätzung in diesem Änderungsantrag, dass zumindest die Fallzahl von Eintragungen von Hinweisen auf ausländische Eheschließungen die Schaffung von Nachrichten für die Erfüllung der daraus resultierenden Mitteilungspflichten rechtfertigen würde (siehe Problembeschreibung) widerspricht dem Arbeitsergebnis des Änderungsantrags 13/2016. Dort wurde beschlossen, dass diesen Mitteilungspflichten ausnahmslos konventionell beigekommen werden soll. Der Änderungsbeirat soll diesen Widerspruch bewerten.
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	2021-06-17
Der Änderungsbeirat bittet das EG, die redaktionelle Überarbeitung des Abschnittes wenn möglich in der zweiten Jahreshälfte vorzunehmen. 
Eine Mitteilung zur Abarbeitung der Mitteilungspflicht nach Hinweiseintragung auf eine im Ausland erfolgte Eheschließung sollte nur dann geschaffen werden, wenn sich die Fallzahlen aus Braunschweig (150 Fälle im Jahr) durch Nachfrage in anderen Standesämtern bestätigen.
Bearbeitet durch: Expertengremium	2021-09-15
Die anwesenden Standesbeamtinnen bestätigen, dass regelmäßig Mitteilungen vom Standesamt I in Berlin über Eheschließungen im Ausland eintreffen (in Dortmund z. B. 53 in 2020). Da in den meisten Fällen allerdings keine Anschriften mitgeteilt werden, wird auch keine Mitteilung an die Meldebehörde weitergeleitet. Dies deckt sich mit den Erfahrungen aus den Meldebehörden.
I.d.R. wird die MB über die Ehegatten von der Eheschließung erfahren, da sonst z. B. eine Änderung der Steuerklasse für die Ehegatten nicht möglich ist.
Erhält die MB doch eine Nachricht vom StA geht sie von der Richtigkeit aus. Falls die Angaben vollständig sind, ändert sie den Personenstand im Melderegister.
Die KoSIT bereitet eine Mitteilung an den Änderungsbeirat mit den hier erarbeiteten Ergebnissen zu Fallzahlen und Problembeschreibung (fehlende Anschriften) vor.
Über das anschließende Vorgehen entscheidet der Änderungsbeirat.
Es gab keine weitere Wortmeldung zur Streichung der Nachricht 035020.
Zusätzliche Frage: Besteht weiterhin keine Mitteilungspflicht eines StA, wenn es keinen Registereintrag im Inland gibt?
Antwort: PStV geht davon aus, dass Mitteilungen nur nach Beurkundung oder Hinweiseintragung erfolgen. In XPersonenstand sollte es hierfür keine Nachrichten geben. Ausnahme sind die besonderen Beurkundungen und Erklärungen zur Namensführung (vgl. § 62 (1) Nr. 1 PStV).
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-01-03
Von Frau Pohlai gab es nochmal die Rückmeldung, dass es zwei Arten von Mitteilungen gibt:
Einerseits die Mitteilungen nach § 62 Abs.1 Nr. 1 PStV. In diesen Fällen wird nach einer Eheschließung im Ausland eine Namenserklärung beurkundet und für diesen Vorgang werden die Adress- und Geburtsdaten der Ehegatten erfasst. Die für die Mitteilungen an die inländischen Geburtenregister bzw. auch Eheregister der Vorehe erforderlichen Daten sind daher stets vorhanden.
Andererseits die Mitteilungspflicht gem. § 62 Abs. 1 Nr. 2 PStV. Hier ist es sehr wahrscheinlich, dass nicht immer alle Adressdaten vorhanden sind und die Mitteilung somit in den meisten Fällen wohl leider unterbleibt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-10-04
Der Sachverhalt stellt sich folgendermaßen dar:
Es gibt einerseits die Mitteilungspflicht an die Meldebehörde nach dem Eintrag eines Hinweises auf eine im Ausland erfolgte Ehe nach § 62 (1) Nummer 2 PStV. Diese erfolgen aufgrund von Mitteilungen des Standesamt I in Berlin, enthalten aber in der Regel keine Adressen. Deswegen kann das Standesamt dieser Mitteilungspflicht nicht nachkommen.
Fraglich ist, ob nicht trotzdem in XPersonenstand eine Nachricht dafür geschaffen werden sollte, da es sich ja um eine gesetzliche Mitteilungspflicht handelt. Vielleicht eignet sich auch die Nachricht 032010 für diesen Zweck, dann sollte deren Beschreibung und Rechtsgrundlage entsprechend ergänzt werden.
Andererseits gibt es die Mitteilungspflicht an die inländischen Geburtenregister bzw. Eheregister der Vorehen nach einer Erklärung zur Namensführung (i.d.R. zum Ehenamen, beim Wohnsitzstandesamt), wenn die Ehe im Ausland geschlossen wurde, nach § 62 (1) Nummer 1 PStV. Zu diesem Fall ist der Abschnitt 3.9.1 der Spezifikation einschlägig, der behauptet, dass nur das Geburtenregister angeschrieben wird, und nur in speziellen Fällen (Art. 47 und 48 EGBGB, § 58 (2) PStV sowie § 59 (2) PStV).
Fraglich ist hier einerseits, ob die anwesenden Standesbeamten die Fallzahlen aus Dortmund bestätigen, ob die Erläuterungen in der Spezifikation zutreffen, und ob die angedeuteten Nachrichten die richtigen sind. Eventuell müssen neue Mitteilungen geschaffen werden.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2022-10-12
Bei Namenserklärungen ohne inländischen Eheeintrag sind in XPersonenstand folgende Nachrichten vorhanden und im Fachverfahren implementiert: 
1. 032020 an die Meldebehörde der Ehegatten, 031040 an die Meldebehörde der Kinder beschrieben in Abschnitt 6.10.1: 
Beschluss: Der Fall soll in die Rechtsgrundlage aufgenommen und die Dokumentation angepasst werden. In Abschnitt 3.9.1 soll eingefügt werden, dass die Mitteilungen an die Meldebehörden in Abschnitt 6.10.1 beschrieben werden.
2. Mitteilung an Standesamt I in Berlin (ODiS I):
025020/025030 für Ehe/LP, 025010 für Kinder: 
Beschluss: In Abschnitt 3.9.1 soll ein Verweis auf die Nachrichten an StA1B eingefügt werden.
Standesämter, die Geburtenregister von betroffenen, gemeinsamen Kindern führen, erhalten Abschriften der Erklärungen und werden daher nicht elektronisch benachrichtigt, es sei denn die Nachricht 016090 ist einschlägig.
3. In Fällen des EGBGB (eigener Bereich in AutiSta) sind ebenfalls Nachrichten vorhanden: 032020, 031040, 025040
Beschluss: In Abschnitt, 3.9.1 soll der Verweis auf die mögliche Nutzung der Nachrichten 012055/013055 entfernt werden. Aufgrund der geringen Fallzahlen soll die Kommunikation mit dem Geburtenregister des Erklärenden auf konventionellem Weg erfolgen. Analog gilt das Vorgehen für die Mitteilung zum Geburtenregister des Kindes, wenn durch die Namenserklärung eine Namensgleichheit mit dem Kind hergestellt wird.
Zwischenfrage:
Bekommt ein Wohnsitz-Standesamt Kenntnis über einen Todesfall im Ausland und existiert kein inländischer Registereintrag, so bestehen z. B. in B-W nach Landesrecht Mitteilungspflichten, die nicht über XPersonenstand abgebildet werden. 
Antwort:
Das Standesamt handelt hier als Ordnungsbehörde, nicht als Standesamt und damit liegt der Fall außerhalb des Regelungsbereichs von XPersonenstand.
Aufgabe: In der Spezifikation sollte darauf hingewiesen werden, dass Mitteilungspflichten von Standesämtern, die durch Landesrecht und nicht durch PStG/PStV geregelt sind, nicht in den Anwendungsbereich von XPersonenstand fallen.
Aus der Diskussion ergeben sich folgende Aufgaben:
· Änderungen umsetzen
· Kontaktaufnahme mit Frau Pohlai; Hinweis auf bestehende Nachrichten und Frage nach Fallkonstellationen (konkreten Beispielen), die nicht umgesetzt sind.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-10-19
Die Beschlüsse des EG wurden umgesetzt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-10-21
Die Spezifikation wurde um den Abschnitt 3.10 erweitert, der einen Überblick über den Prozess und die verwendeten Mitteilungen im Fall einer Erklärung zum Personenstand geben soll. Ein erster Abschnitt 3.10.1 wurde eingefügt, der den Prozess rund um die in § 41 PStG beschriebenen Erklärungen (Erklärungen im Eheregister) beschreibt. Der Abschnitt soll als Grundlage mit dem Gespräch mit Frau Pohlai dienen, und vom EG auf der Novembersitzung bewertet werden. Sollte sich das Vorgehen als tauglich erweisen, sollen noch die § 42-45b aufgenommen werden.
Anschließend soll der bestehende Abschnitt 3.9 durch den Abschnitt 3.10 ersetzt werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-10-24
Heute fand das Gespräch mit Frau Pohlai statt, um die offenen Fragen zu klären. Laut Frau Pohlai ergibt sich nach der Entgegennahme einer Erklärung zur Namensführung vom Wohnsitzstandesamt (kein deutscher Registereintrag) nicht nur die Mitteilungspflichten nach § 41 (2) PStV, sondern auch nach § 41 (1) PStV, da nicht nur die Namensführung nachgezogen werden soll, sondern auch ein Hinweis auf die Ehe eingetragen werden soll.
Damit würde sich auch die Notwendigkeit ergeben, für diese Mitteilungen Nachrichten in XPersonenstand zu modellieren.
Diese Rechtssichtweise soll auf dem nächsten EG besprochen werden, und darüber beraten, ob ggf. neue Nachrichten geschaffen werden sollen.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2022-11-16
Diskussion:
· Es ist Konsens, dass die Mitteilungspflicht besteht (an das Geburtenregister und Registereinträge von Vorehen)
· Die Übermittlung erfolgt bislang konventionell
· Fallzahl: ca. 40 p.a. in Braunschweig (hochgerechnet ca. 13.000 bundesweit)
· mehr als Nachbeurkundung; Dortmund: 2019 363 Namenserklärungen (Eheschließung im Ausland nicht ermittelbar)
· Nachbeurkundungen werden aus Kostengründen nicht so oft nachgefragt
· Gefahr, dass konventionelle Übermittlung übersehen wird; andererseits besteht die Gefahr, dass sich Standesbeamte zu sehr vom Fachverfahren leiten lassen
· Nach Nachbeurkundung können die Nachrichten 012010, 012030, 032010 verwendet werden
· Wenn kein inländischer Registereintrag bei Namenserklärungen besteht, müssen auch ausländische Registereinträge übermittelt werden können
· Die Nachrichten 012010 und 012030 scheinen hierfür geeignet
· Für die Mitteilungen an die Meldebehörden wurden 2 Varianten identifiziert:
1. zusätzlich die Eheschließungsdaten in 032020 aufnehmen
· D.h. die Nachricht würde zwei Sachverhalte übermitteln: Hinweis auf Eheschließung und Namensänderung
· Nach Umzug gehen Daten zur Eheschließung verloren
2. Senden der Nachrichten 032010 und 032020
Beschluss:
· Die Nachrichten 012010 und 012030 sollen (nach Prüfung) wiederverwendet werden. Die Dokumentation in Kapitel 3.9 ist anzupassen.
Aufgaben:
· Die Wiederverwendung der Nachrichten 012010 und 012030 sollte in Kapitel 3.9 dokumentiert werden
· Besprechung der Varianten 1. und 2. mit dem Meldewesen in 2023
Zu Abschnitt 3.10:
Diskussion: 
· Zu viel Text und Verweis auf Rechtsgrundlagen
· Übersicht über die Verwendung der Nachrichten hilfreich, mehr als Übersicht, Wiederholung von Gesetzestexten vermeiden
· Durch die anstehende Namensrechtsreform werden sich vermutlich Änderungen ergeben
Beschluss:
· Überarbeiteter Vorschlag als Word wird durch KoSIT bereitgestellt
· Prüfung durch das EG
· Einarbeitung in 2023
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn) 	2022-11-26
Die Beschlüsse des EG wurden umgesetzt indem:
· In Abschnitt 3.9 der Spezifikation folgender Satz eingefügt wurde: „Für die Mitteilungen an andere Standesämter können folgende Mitteilungen verwendet werden: Nachricht 012010 (Geburtenregister der Ehegatten), Nachricht 012030 (Register der Vorehe), Nachricht 012031 (Register der vorherigen Lebenspartnerschaft).“
· In der Rechtsgrundlage der Nachricht 012010 folgende Zeile hinzugefügt wurde: § 62 (1) Nr. 2 PStV i.V.m. § 58 (1) Nr. 1 PStV
· In der Rechtsgrundlage der Nachricht 012030 folgende Zeile hinzugefügt wurde: § 62 (1) Nr. 2 PStV i.V.m. § 58 (1) Nr. 4 PStV
· In der Rechtsgrundlage der Nachricht 012031 folgende Zeile hinzugefügt wurde: § 62 (1) Nr. 2 PStV i.V.m. § 58 (1) Nr. 4 PStV
· In der Dokumentation des Datentyps „Quelleintrag“ wurde folgender Satz aufgenommen: „Mit diesem Datentyp können auch Informationen zu ausländischen Registereinträgen mitgeteilt werden, z.B. bei Mitteilungen nach einer Namenserklärung ohne einen deutschen Registereintrag.“
· Für die redaktionelle Überarbeitung des Abschnitts wurde der CR 35/2022 aufgenommen.
· Für die Mitteilungen an die Meldebehörde wurde der CR 36/2022 aufgenommen.
Damit ist dieser CR abgeschlossen.
XPersonenstand-CR 33/2020		1 / 10

XPersonenstand-CR 33/2020		2 / 10
image1.png
Koordinierungsstelle
fiir IT-Standards




